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80 buden – darunter erstmals
ein Lachsstand – öffnen
am 26. november Seite 10
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student nils Holthoff wohnt und
schläft seit sechsWochen in der
ehemaligen voigtschule Seite 11
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Landesforsten kassieren
brennholzrechnungen
künftig bargeldlos Seite 14

Göttingen. Auch im Kreistag
werden die Pläne der Landesre-
gierung für ein neues Raumord-
nungsprogramm (LROP) kri-
tisch gesehen. Eine Stellungnah-
me der Kreisverwaltung mit Än-
derungsforderungen zum
LROP-Entwurf wurde am Mitt-
wochabend einstimmig gebilligt.
Die Linke und die Piraten ent-
hielten sich der Stimme.

Eine Konzentration der
Wohn- und Arbeitsstättenent-
wicklung nur auf die sogenann-
ten zentralen Orte wird als nicht
realistisch angesehen. Die Fest-
legung nur eines Ortes je Ge-
meinde als zentraler Ort wird
abgelehnt. Funktionen müssten
aufgeteilt werden können. Auch
Gemeinden meldeten schon
Protest an. Schedens Bürger-
meisterin Ingrid Rüngeling
(FWG) rief sogar zum „Auf-
stand der Dörfer“ auf.

Die Kritik am Entwurf sei
richtig, sagte Volkmar Kießling
(Grüne). Nicht alle Entwick-
lungsaufgaben ließen sich in ei-

nem zentralen Ort verwirkli-
chen. Trotz Kenntnis des demo-
grafischen Wandels setzten al-
lerdings immer noch einige auf
den Satz, „wir wollen wachsen“.
Die Bürgermeisterin von Sche-

den sei dabei
„besonders
aktiv“, kriti-
sierte der Büh-
rener Rünge-
ling. Bis zu
zehn Prozent
Bevölkerungs-
rückgang sei-
en zu erwar-
ten. Immer

weniger Einwohner müssten die
Infrastruktur bezahlen. Das falle
einem irgendwann auf die Füße.
Kießling stieß sich auch am
kaum verstehbaren Entwurfstext
mit „vielen Schachtelsätzen“.

Er verstehe nicht, warum Rün-
geling kritisiert werde, sprang
ihr Lothar Dinges von den Frei-
en Wählern bei. Was sie sage,
decke sich mit der Stellungnah-
me des Landkreises. „Sie spricht
ihren Leuten aus der Seele.“ Ei-
nen Resolutionsantrag der Grup-

pe CDU/FDP mit dem Ziel, das
Land aufzufordern, ihren Ent-
wurf zu überarbeiten, wird dem-
nächst im Ausschuss beraten.
„Wir wollen ein Zeichen setzen“,
begründete Thomas Deppe

(CDU) den
Vorstoß. In
der Stellung-
nahme des
Landkreises
werde bereits
aufgegriffen,
was die CDU
thematisiere,
sagte Gregor
Motzer (SPD).

„Es besteht kein Grund zur Pa-
nikmache oder dazu, ein Bild
von wüsten Landschaften zu
malen.“ Auch die CDU-Land-
tagsfraktion fürchtet einen
„drastischen Eingriff in die Pla-
nungshoheit der Kommunen“
durch den LROP-Entwurf. Klei-
ne und strukturschwache Orte
müssten befürchten, von der
weiteren Entwicklung endgültig
abgehängt zu werden, heißt es in
einem am Dienstag beschlosse-
nen Antrag.

Sportklubs bedroht?

Göttingen. Die einen sehen Tie-
re und Pflanzen in Gefahr, die
anderen „fühlen sich massiv in
ihrer Existenz bedroht“: In ei-
nem offenen Brief protestieren
mehrere Wassersportklubs und
das Sportzentrum der Uni gegen
eine Änderung der Göttinger
Kiesseeordnung. Sie fürchten,
ihre Sportangebote „nicht in der
bisherigen Form aufrechterhal-
ten zu können“, wenn neue Re-
geln den Naturschutz in den
Vordergrund rücken sollten. Ihr
Hauptargument: Wassersport
gebe es auf dem See schon viel
länger als viele dort angesiedelte
Tiere.

Auslöser der Diskussion war
ein Probelauf mit einem Dra-
chenboot. Sparkasse, Uni und
Stadtsportbund wollen diese Ru-
der-Sportart auf dem Kiessee
etablieren. Dagegen protestierte
der Ornithologe Hans Heinrich
Dörrie – und drohte mit Klage.
Nach seiner Auffassung seien
solche Boote laut Kiesseeord-
nung verboten. Zudem fordert
er weitere Einschränkungen für

Freizeitaktionen, um die Natur
zu schützen. Die Kiesseeord-
nung regelt seit 1974, wie der See
genutzt werden darf. Sportver-
anstaltungen müssen bei der
Göttinger Sport und Freizeit
GmbH (GöSF) angemeldet wer-
den. Nach dem Drachenboot-
Test beauftragte der Umweltaus-
schuss des Rates die Verwaltung,
die Kiesseeordnung zu ändern.

Der See sei in erster Linie ein
Naherholungsgebiet für die Be-
völkerung mit vielen verschie-
denen Möglichkeiten und An-
geboten, erklärt jetzt der Stadt-
sportbund im Namen mehrerer
Vereine und der Uni. Seit Jahr-
zehnten werde er auch für Kanu
und Segelregatten sowie ähnli-
che Veranstaltungen genutzt –
ohne Beeinträchtigung für die
Tierwelt. Die Tierpopulation
mit zunehmender Artenvielfalt
habe sich sogar trotz der Aktivi-
täten gut entwickelt. Das liege
auch an den eigenen Verhaltens-
regeln der Wassersportler im
Umgang mit der Natur. Und an
einer Kiesseeordnung, die sich
in ihrer bestehenden Form be-
währt habe.
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Protest gegen neue Kiesseeordnung

Nach dem Unfall wird die Brücke am OHG abgerissen. Ein paar Meter weiter westlich in Höhe der Bauzäune soll eine Ampelanlage eingerichtet werden. CH

Eltern fordern neue Brücke
Schule ist besorgt: Stadt will Brücke am Otto-Hahn-Gymnasium durch Ampel ersetzen

Göttingen. Nachdem ein Tiefla-
der die Fußgängerbrücke in der
Godehardstraße zerstört hat, for-
dern Elternvertreter und Schul-
leitung des Otto-Hahn-Gymna-
siums (OHG) vehement den Bau
einer neuen Brücke. Die Pläne
der Stadtverwaltung, stattdessen
eine Ampelanlage an der vier-
spurigen Straße einzurichten,
seien „viel zu gefährlich“. Zu-
gleich kritisieren Eltern wie
Schulleitung, dass die Verwal-
tung sie nicht in ihre Entschei-
dung einbezogen habe.

Vergangene Woche wurde die
Brücke über die vierspurige Stra-
ße so stark beschädigt, dass sie
abgerissen werden musste (Tage-

blatt berichtete). Eine neue wird
es nicht geben, bestätigte am
Mittwoch erneut Stadtpresse-
sprecher Detlef Johannson. Statt-
dessen wird östlich der Leine und
Carl-Zeiss-Straße ein Überweg
mit Signalanlage (Ampel) einge-
richtet. Die Straße wird an dieser
Stelle von zwei auf eine Fahrspur
je Richtung verengt – vorerst
aber nur provisorisch. Später
müsse entschieden werden, wie
eine langfristige Lösung ausse-
hen könne. Diese Überlegungen
seien bei zwei Gesprächen mit
dem OHG und den benachbar-
ten Berufsbildenden Schulen II
„einvernehmlich“ besprochen
worden, sagte Johannson.

Eine Aussage, die den OHG-
Elternrats- und Schulvorstands-

vorsitzenden Michael Eiken-
busch „entsetzt“ und Schulleite-
rin Rita Engels verärgert. Bei den
Gesprächen hätten die Schulen
in keiner Weise Einfluss auf die
Entscheidungen der Stadt neh-
men können. „Wir wurden vor
vollendete Tatsachen gestellt“, so
Engels.

Täglich müssten viele der 1200
OHG-Schüler die breite Gode-
hardstraße zu ihren Sportanla-
gen oder zur Bushaltestelle auf
der anderen Seite überqueren –
darunter viele Kinder aus den 5.
und 6. Jahrgängen, sagt Eiken-
busch. Wenn sie in einer kurzen
Pause knapp dran seien oder der
Bus warte, würden manche noch
schnell über die Straße laufen.
Das sei hier besonders gefähr-

lich, weil die Godehardstraße als
vierspurige und gerade Straße
viele Autofahrer zum Rasen ver-
leite. Nicht ohne Grund seien
die Spuren seit vielen Jahren
auch durch einen Zaun ge-
trennt.

Mehrfach habe die Schule in
den Gesprächen auf diese Ge-
fahren hingewiesen, sagte En-
gels. „Wir haben kein Verständ-
nis dafür, dass aber offenbar
Kostengründe die Entscheidung
beeinflussen, obwohl es doch
um die Sicherheit der Kinder
geht“, sagte Eikenbusch. Auch
vor diesem Hintergrund werde
der Schulvorstand an diesem
Donnerstag in einem Brief an
die Stadt eine neue Fußgänger-
brücke fordern.
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Diebische
Sängerinnen
amMartinstag
Weende/Uslar. Drei unbekannte
junge Frauen haben das traditio-
nelle Martinssingen am Diens-
tagabend genutzt, um eine Se-
niorin in ihrer Wohnung in der
Theodor-Heuss-Straße zu be-
stehlen. Die Trickdiebinnen, die
alle im Alter von etwa 20 Jahren
und von südländischem Ausse-
hen gewesen sein sollen, hatten
an der Wohnungstür in einem
Mehrfamilienhaus ein Martins-
lied gesungen, worauf die Senio-
rin gegen 19.45 Uhr die Türe öff-
nete, um Süßigkeiten zu überge-
ben. Obwohl sie sagten, vor der
Tür warten zu wollen, standen
zwei der Frauen plötzlich im
Wohnzimmer und vestrickten
die Frau in ein Gespräch, teilt
die Polizei mit. Die dritte Frau
muss diese Zeit genutzt haben,
um in einem anderen Zimmer
nach Geld und Schmuck zu su-
chen. Bereits am Montag gegen
18 Uhr hatten in Uslar drei junge
Frauen auf gleiche Weise eine 91
Jahre alte Frau bestohlen. Auch
hier wurden Bargeld und
Schmuck zur Beute. ck

Neuer Asphalt:
Sperrung auf A38
Friedland. Weil die Asphaltde-
cke der Autobahn 38 zwischen
den Anschlussstellen Friedland
und Dramfeld (Fahrtrichtung
Göttingen) erneuert wird, wird
die A 38 am Wochenende vorü-
bergehnd voll gesperrt. Die Lan-
desbehörde für Straßenbau und
Verkehr teilt mit, die Sperrung
dauere am Sonnabend, 15. No-
vember, von 8 bis 20 Uhr. Be-
darfsumleitung U 84 (B 27 und
L 564) sowie die U 99 für Ver-
kehrsteilnehmer mit Ziel Göt-
tingen sind ausgewiesen. ck

Amtseid
im Rat

Göttingen. Es dürfte eine ih-
rer kürzesten Zusammen-
künfte werden, wenn sich am
Montag die Mitglieder des Ra-
tes zu einer außerordentlichen
Sitzung im Neuen Rathaus
treffen. Die einzigen öffentli-
chen Punkte: Göttingens neu-
er Oberbürgermeister Rolf-
Georg Köhler (SPD) wird ver-
eidigt, Pirat Tobias Schleuß
legt sein Mandat nieder, und
sein Nachrücker wird formal
aufgenommen. Die Sitzung
beginnt am Montag, 17. No-
vember, um 18 Uhr. us

Sondersitzung

Fast unverletzt
nach Überschlag
Nörten-Hardenberg. Mit einer
leichten Schulterprellung da-
vongekommen ist ein 30 Jah-
re alter Autofahrer aus Salz-
gitter, der am Mittwoch gegen
14.45 Uhr auf der A 7 zwi-
schen Nörten und Northeim-
West aus unbekannter Ursa-
che gegen die Betonleitplanke
geriet und sich mit seinem
Pkw überschlug. Am Auto
entstand Totalschaden. ck

Keine
Ausnahmen

Göttingen. Weil die Unter-
bringungsmöglichkeiten er-
schöpft sind, hat Göttingens
Oberbürgermeister Rolf-
Georg Köhler (SPD) das
Land Niedersachsen gebeten,
in diesem Jahr keine weiteren
Flüchtlinge mehr zu schicken
(Tageblatt berichtete). Das
Land sieht dafür aber keinen
Spielraum. Das Innenminis-
terium in Hannover erklärte,
die Bitte sei zwar bislang
noch nicht offiziell geäußert
worden, betonte aber: „Oh-
nehin wäre es nicht möglich,
für einzelne Kommunen
Ausnahmen bezüglich ihrer
Aufnahmepflicht, die sich
aus dem Aufnahmegesetz des
Landes ergibt, zu machen.“

Trotz des Verständnisses
für die Probleme mit den
steigenden Flüchtlingszahlen
in einzelnen Städten und
Kommunen verlange die
„weltpolitische Lage – etwa
die Bürgerkriege in Syrien
und die aktuelle Situation im
Irak – die erhöhten Aufnah-
mekapazitäten.“ In Göttin-
gen leben nach Angaben der
Stadt derzeit rund 500 Flücht-
linge. Die Verwaltung rech-
net damit, dass ihr2015 wei-
tere 500 bis 1000 Menschen
zugewiesen werden.

Weil die Möglichkeiten
ausgeschöpft sind, Flüchtlin-
ge weiterhin dezentral in
Mietwohnungen unterzu-
bringen, plant die Stadtver-
waltung, diese unter ande-
rem in einem Bürohaus am
Lutteranger und im ehemali-
gen Rechnungsprüfungsamt
einzuquartieren. Außerdem
wird der Bau einer größeren
Gemeinschaftsunterkunft ge-
prüft. dpa/afu

Zuweisung von Flüchtlingen

„Wüste Landschaften“
Kreistag fordert Änderungen am Raumordnungsprogramm
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